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Merktext 
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Mit Anmerkungen zur Anwendung des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD)

Fakten
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Im Grundsatz herrscht in Deutschland Vertragsfreiheit.

Dies bedeutet, jeder kann Verträge abschließen, wie und mit

wem er will. Im Arbeitsrecht, sind allerdings in besonderem
Maße Gesetze, Tarifverträge und Betriebsvereinbarungen bei

Vertragsabschlüssen zu beachten.

Arbeitsverträge kommen - wie jeder andere Vertrag auch -

durch Angebot und Annahme dieses Angebotes zustande. Für den Abschluss des Arbeitsvertrages besteht grundsätzlich Formfreiheit. 
         

     Dies bedeutet, ein Arbeitsvertrag muss grundsätzlich nicht schriftlich     

     abgeschlossen werden.
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Praxistipp:
§ 2 (1) TVöD gibt die Schriftform vor!

1. Vertragsparteien
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1.1 Arbeitnehmer

Ob jemand Arbeitnehmer ist, richtet

sich nicht danach, welches "Etikett"

die Vertragsparteien wählen, sondern

allein danach, welche Umstände im

konkreten Fall vorliegen. Handelt es

sich um einen Sachverhalt, der ein

Arbeitsverhältnis oder den Arbeitnehmerstatus begründet, so kommt es nicht darauf an, wie die Vertragsparteien das Rechtsverhältnis bezeichnen.

Die Bezeichnung durch die

Parteien ist für die rechtliche Qualifikation nicht von Bedeutung. Entscheidend ist, welchen Inhalt ein Vertragsverhältnis tatsächlich hat und wie es tatsächlich durchgeführt wird.

Ein Arbeitnehmer wird z. B. nicht allein dadurch zum freien Mitarbeiter, dass der Arbeitgeber sein Weisungsrecht längere Zeit nicht ausübt. Soll ein Arbeitsverhältnis in ein freies Mitarbeiterverhältnis

umgewandelt werden, so muss das unzweideutig vereinbart werden. Eine bloße andere Bezeichnung des Rechtsverhältnisses reicht nicht aus Ausgangspunkt für die Grenzziehung ist der § 84 Absatz 1 Satz 2 Handelsgesetzbuch (HGB). Danach ist selbstständig, wer im wesentlichen frei seine Tätigkeit gestalten und seine Arbeitszeit bestimmen kann. Abzustellen ist also darauf, ob nach Art, Ort und Zeit eine Weisungsunterworfenheit besteht oder nicht. Es kommt auf die persönliche Abhängigkeit

im Sinne einer Weisungsgebundenheit an.

Die Unterscheidung stellt auf den Grad der persönlichen Abhängigkeit ab. Für die Einordnung ist nicht maßgeblich, ob die die Dienste leistende Person im Einzelfall sozial schutzbedürftig oder ob sie wirtschaftlich abhängig ist. 
Zur Beurteilung werden zwei Gesichtspunkte herangezogen, nämlich ein personenorientiertes und ein arbeitsorganisatorisches Element.

Das Element der persönlichen Abhängigkeit dokumentiert sich in der Übernahme fremd geplanter fremd genutzter und von fremder Risikobereitschaft getragener Arbeit. Entscheidend

ist die persönliche und fachliche Weisungsgebundenheit. Vor allem in dem Vorhandensein eines einseitigen Weisungsrechts manifestiert sich in besondere Weise die Unselbstständigkeit des Arbeitnehmers. Maßgebend ist der Umfang des Weisungsrechts, die Bindung an Arbeitszeiten, die Pflicht zum regelmäßigen Erscheinen, der Ort der Erledigung der Arbeitsleistung sowie die Form der

Vergütung.

In der Praxis sind folgende Gesichtspunkte und Kriterien für die Einordnung des Rechtsverhältnisses

erarbeitet worden:
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· Persönliche, nicht nur wirtschaftliche, Abhängigkeit, 
· Weisungsgebundenheit hinsichtlich Ort, Zeit und Inhalt der Tätigkeit,

· Ausmaß und Dauer der Beschäftigung,

· Ausführung von einfachen bzw. untergeordneten Tätigkeiten, die üblicherweise von Arbeitnehmern ausgeführt werden und bei denen eine Weisungsgebundenheit die Regel ist,

· Identische Tätigkeit wie Arbeitnehmer desselben Betriebes,

· Behandlung im Vergleich mit Arbeitnehmern,

· Bindung an feste Arbeitszeiten und

· bestimmten Arbeitsplatz,

· Schulden des Tatigwerdens und nicht des Arbeitserfolges,

· Einbindung in die betriebliche Organisation,

· Tätigkeit nur für den Dienstberechtigten (Arbeitgeber),

· Fehlen einer eigenen Betriebsstätte;

· Fehlen eigener Mitarbeiter; 
· Pflichten zum persönlichen Tätigwerden;

· Personenbezogenheit des Einsatzes,

· Erhalt typischer Arbeitgeberleistung wie Gehalt, Überstundenvergütung,

· Urlaubsanspruch, Lohnfortzahlung im Krankheitsfall.
Die Gesichtspunkte sind im Rahmen eines Gesamtbildes zu berücksichtigen,

auch, wenn einzelne von ihnen für sich im Einzelfall rechtlich unerheblich sein können.

1.2 Arbeitgeber

Die Qualifizierung als Arbeitgeber gestaltet sich nicht so schwierig, wie die des Arbeitnehmers: Deshalb soll an dieser Stelle nichts weiter dazu ausgeführt werden.

Im Folgenden soll weiter die Regelung für die Arbeitsvertragsgestaltung betrachtet werden.

Grundsätzlich kann ein Arbeitsvertrag auch mündlich geschlossen werden. Ein Schriftformerfordernis kann sich zum Beispiel aus einem Tarifvertrag ergeben (§ 2 Abs.1 TVöD). Wird dieses Schriftformerfordernis nicht eingehalten, kann dies zur Nichtigkeit des Arbeitsvertrages

führen. 
2. Vertragsverhältnis
Der Arbeitsvertrag ist ein Dienstvertrag, durch den zwischen den Parteien ein Dienstverhältnis im Sinne des § 611 BGB begründet wird. Auf dieses Rechtsverhältnis sind grundsätzlich die allgemeinen Regeln des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) anwendbar.

Das Arbeitsverhältnis stellt nach der Systematik des BGB ein. So genanntes Dauerschuldverhältnis dar. Anders als z. B. bei einem Kaufvertrag ist bei einem Dauerschuldverhältnis der Vertrag nicht auf den einmaligen Austausch einer bestimmten Leistung (Kaufgegenstand) gegen eine bestimmte Gegenleistung (Kaufpreis) angelegt, sondern auf ein laufendes, sich ständig wiederholendes Geben

und Nehmen der Vertragspartner.

Diese besondere Art der Vertragsbeziehung erfordert eine Reihe spezieller Regelungen, die bei anderen Vertragstypen nicht notwendig sind. Hier haben sich aus den besonderen Gegebenheiten und Erfordernissen des Arbeitslebens vielfältige arbeitsrechtliche Sonderregeln entwickelt.

Beispielhaft seien nur die Regelungen über die Kündigung der Vertragsbeziehung oder, speziell für

das Arbeitsverhältnis, die Regelungen über den Urlaub oder auch die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall erwähnt.
2.1 Einschränkung der Abschlussfreiheit

2.1.1 Diskriminierung

Nach den Vorschriften der Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes darf der Arbeitgeber einen Arbeitnehmer bei der Begründung eines Arbeitsverhältnisses nicht benachteiligen. 
Das Gesetz nennt ausdrücklich die folgenden Diskriminierungsmerkmale:
Nach § 7 AGG dürfen Beschäftigte wegen
· Geschlechts  
· Rasse oder ethnischer Herkunft,

· Religion 

· Alter
· Behinderung und

· sexueller Identität

nicht benachteiligt werden. Geschützt werden nicht nur Arbeitnehmer, sondern auch Auszubildende, Leiharbeitnehmer, arbeitnehmerähnliche Personen, Heimarbeiter und die ihnen Gleichgestellten.
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Praxistipp:
Die Vorgaben des AGG greifen nicht erst bei bestehenden Beschäftigungsverhältnissen. Sie schützen auch schon potentielle und tatsächliche Bewerberinnen und Bewerber. Deshalb empfiehlt es sich dringend, die gesetzlichen Vorgaben nicht erst bei Vertragsabschluss zu prüfen, sondern schon bei entsprechenden Stellenangeboten und bei den Auswahlverfahren zu beachten.
Rechtsfolge eines Verstoßes gegen die gesetzlichen Grundlagen ist zwar kein Einstellungsanspruch, aber das AGG sieht bei einem Verstoß des Arbeitgebers gegen das Benachteiligungsverbot eine Schadensersatzpflicht des Arbeitgebers vor. Die Entschädigung in Geld kann bis zu drei Monatsverdiensten betragen. 
Der Bewerber hat auch dann keinen Anspruch auf Begründung eines Arbeitsverhältnisses, wenn festgestellt werden kann, dass er wegen eines schuldhaften Verstoßes des Arbeitgebers gegen das Diskriminierungsverbot nicht eingestellt worden ist. 
2.1.2 Geschäftsfähigkeit

Die Parteien des Arbeitsvertrages müssen bei der Abgabe ihrer Willenserklärungen geschäftsfähig sein. Sollten geschäftsunfähige Personen (§ 104 BGB) an dem Vertragsabschluss beteiligt sein, muss der gesetzliche Vertreter handeln. Bei beschränkt geschäftsfähigen Personen (§ 106 BGB) bedarf es

der Einwilligung oder Genehmigung des gesetzlichen Vertreters. Hat allerdings der geschäftsunfähige Arbeitgeber einen Arbeitsvertrag geschlossen, so ist dieser nichtig.

2.1.3 Nichtigkeit des Arbeitsvertrages

Für Arbeitsverträge gelten die gleichen Nichtigkeitsgründe wie bei anderen Rechtsgeschäften. Ist ein Arbeitsvertrag nichtig,/liegt ein so genanntes faktisches Arbeitsverhältnis vor. Ein Arbeitsvertrag kann insbesondere wegen des Verstoßes gegen ein Gesetz gemäß § 134 BGB oder gegen die guten Sitten nach § 138 BGB nichtig sein.

Ein Arbeitsvertrag kann insgesamt oder in einzelnen Teilen gegen gesetzliche Verbote verstoßen und

damit gemäß § 134 BGB nichtig sein. Verstößt der Arbeitsvertrag nur in einzelnen Teilen gegen Verbotsgesetze, so tritt nicht gemäß § 139 BGB die Nichtigkeit des gesamten Vertrages ein, wenn dadurch der bestehende Arbeitnehmerstatuts zunichte gemacht würde. Die verbotenen Teile werden durch die gesetzlichen oder tariflichen Bestimmungen ersetzt. 

Verbotsgesetze sind insbesondere die Arbeitnehmerschutzvorschriften, Arbeitszeit- ,Sonn- und Feiertagsschutz, Frauen- und Jugendarbeitsschutz sowie der Betriebsschutz. Auch Grundrechte

und Vorschriften des EG-Rechtes können als gesetzliche Verbote im Sinne des § 134 BGB gelten.

2.1.4 Sittenwidrigkeit

Eine arbeitsrechtliche Vereinbarung ist nach § 138 Absatz 1 BGB nichtig, wenn sie nach ihrem aus der Zusammenfassung von Inhalt, Beweggrund und Zweck zu entnehmendem Gesamtcharakter

mit den guten Sitten nicht mehr vereinbar ist. Sittenwidrigkeit ist in der Rechtssprechung des BAG
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z. B. bei der Vorführung des Geschlechtsverkehrs auf der Bühne oder bei der Zusage sexueller Hingabe angenommen worden. Anders hat es allerdings das BAG bei der Tätigkeit als Stripteasetänzerin gesehen. Hier konnte keine Sittenwidrigkeit im Sinne des § 138 Absatz 1 BGB festgestellt werden.

Um festzustellen, ob ein Vertrag sittenwidrig ist, müssen alle Umstände gegeneinander abgewogen werden.

Sittenwidrigkeit ist insbesondere dann anzunehmen, wenn 
· der Arbeitnehmer in seiner wirtschaftlichen Freiheit, insbesondere, in seinem Fortkommen, unbillig oder unangemessen beschränkt wird,

· die Vergütungsregelung den Arbeitnehmer mit dem Betriebs- oder Wirtschaftsrisiko belastet,

· der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmer verpflichtet, seine Weiterbeschäftigung selbst zu finanzieren,

· ein besonderes Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung besteht.
2.2 Einschränkung der Gestaltungsfähigkeit

Die Möglichkeit der Vertragsgestaltung ist auf den Arbeitsvertrag bezogen in vielfältigster Weise eingeschränkt. Sowohl gesetzliche Vorschriften als auch tarifvertragliche Normen können die im Einzelfall getroffenen Vereinbarungen überlagern.

Sowohl die gesetzlichen Vorgaben des Betriebsverfassungsrechtes (BetrVG) und Personalvertretungsrechtes im öffentlichen Dienst (BPersVG / HPVG) auf dem Gebiet der Mitbestimmung in personellen Angelegenheiten als auch die sich aus kollektivrechtlichen Normen Tarifvertrag, Betriebs-/ Dienstvereinbarung ergebenden Vereinbarungen sind im Einzelfall im Ergebnis als eine Einschränkung der Privatautonomie, hinsichtlich der vertraglichen Abschluss- und Gestaltungsfreiheit zu verstehen. 

So ergeben, sich betriebsverfassungsrechtliche Einschränkungen der Vertragsabschlussfreiheit des Arbeitgebers aus den §§ 93 und 95 BetrVG, insbesondere aber aus § 99 BetrVG.

Dieser schreibt vor, dass In Betrieben mit in der Regel mehr als zwanzig wahlberechtigten Arbeitnehmern der Arbeitgeber den Betriebsrat vor jeder Einstellung, Eingruppierung, Umgruppierung und Versetzung zu unterrichten, ihm die erforderlichen Bewerbungsunterlagen vorzulegen und

Letztlich die Zustimmung des Betriebsrats zu der geplanten Maßnahme einzuholen hat.

Inhaltsgleiche Bestimmungen finden sich auch  in den Personalvertretungsgesetzen der Länder.

Darüber hinaus muss im Einzelfall immer geprüft werden, ob Tarifverträge zur Anwendung kommen und welche Vorgaben diese für den Abschluss und die inhaltliche Ausgestaltung von Arbeitsverträgen beinhalten müssen.

3. Das Nachweisgesetz

Seit dem 28.7.1995 gilt das Gesetz über den Nachweis der für ein Arbeitsverhältnis geltenden wesentlichen Bedingungen (Nachweisgesetz – NachwG). Nach § 2 Absatz 4 NachwG entbindet nur der Abschluss eines detaillierten schriftlichen Arbeitsvertrages den Arbeitgeber von der ihm durch dieses Gesetz auferlegten Verpflichtung, die wesentlichen Arbeitsbedingungen schriftlich niederzulegen. Dies gilt nicht nur im Falle der erstmaligen Arbeitsaufnahme, sondern auch für alle anderen folgenden Änderungen. Allerdings wird weder die Begründung des Arbeitsverhältnisses noch dessen Inhalt durch das NachwG an eine Formvorschrift gebunden. Der Nachweis dient allein. der Beweissicherung über die vereinbarten Arbeitsbedingungen. Dies gilt besonders dann, wenn er im Bereich vertragsdispositiver Gesetzesregelungen (also bei solchen Regelungen, die nur dann gelten, wenn die Parteien nichts anderes vereinbart haben) von den gesetzlichen Vorgaben zu Lasten einer Vertragspartei abgewichen wurde.

Von den Vorschriften des Nachweisgesetzes kann nicht zuungunsten des Arbeitnehmers abgewichen werden. Dies ist auch nicht durch Tarif- oder Betriebs-/Dienstvereinbarung zu vereinbaren. 
Der Umfang der Nachweispflicht ergibt sich aus § 2 NachwG. Der Arbeitgeber hat die hier genannten

wesentlichen Vertragsbedingungen schriftlich niederzulegen und eine von ihm unterzeichnete Niederschrift dem Arbeitnehmer auszuhändigen.

Folgende Vertragsbedingungen sind schriftlich niederzulegen:
· der Name und die Anschrift der Vertragsparteien,

· der Zeitpunkt des Beginns des Arbeitsverhältnisses,

· bei befristeten Arbeitsverhältnissen: die vorhersehbare Dauer des Arbeitsverhältnisses,

· der Arbeitsort oder, falls der Arbeitnehmer nicht nur an einem bestimmten Arbeitsort tätig sein soll,

· ein Hinweis darauf, dass der Arbeitnehmer an verschiedenen Orten beschäftigt werden kann,

· eine kurze Charakterisierung oder Beschreibung der vom Arbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit,

· die Zusammensetzung und die Höhe des Arbeitsentgelts einschließlich der Zuschläge, der Zulagen, Prämien und Sonderzahlungen sowie anderer Bestandteile des Arbeitsentgelts und deren Fälligkeit
· die vereinbarte Arbeitszeit,

· die Dauer des jährlichen Erholungsurlaubs,

· die Fristen für die Kündigung des Arbeitsverhältnisses,

· ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die auf das Arbeitsverhältnis anzuwenden sind.

Schließlich müssen bei Auslandseinsätzen von mehr als einem Monat Dauer, zusätzliches Arbeitsentgelt (in welcher Währung?), Sachleistungen und Rückkehrbedingungen schriftlich fixiert und dem Arbeitnehmer vor der Abreise übergeben werden.

Der Nachweis der wesentlichen Vertragsbedingungen in elektronischer Form ist dabei ausgeschlossen. Bei Arbeitnehmern, die eine geringfügige Beschäftigung nach § 8 Abs.1 Nr. 1 Sozialgesetzbuch IV (SGB IV) ausüben, ist außerdem der Hinweis aufzunehmen, dass der Arbeitnehmer in der gesetzlichen Rentenversicherung die Stellung eines versicherungspflichtigen

Arbeitnehmers erwerben kann, wenn er nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI auf die Versicherungsfreiheit durch Erklärung gegenüber dem Arbeitgeber verzichtet.

Der Nachweis ist grundsätzlich in deutscher Sprache abzufassen. Das Nachweisgesetz gilt sowohl für private als auch für öffentliche Arbeitgeber.
Besondere Sanktionsvorschriften kennt das Nachweisgesetz nicht, so dass bei Verletzung der Nachweispflicht die allgemeinen Regelungen des Zivilprozessrechtes Anwendung finden. Der Arbeitnehmer muss also vor dem Arbeitsgericht seine Erfüllungsansprüche aus den §§ 2 und 3 NachwG auf 'Niederlegung, Unterzeichnung und Aushändigung der Niederschrift geltend machen.
4. Vertragsbestimmungen Im Einzelnen

Im Folgenden sollen einzelne Vertragsformulierungen erläutert werden.
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Praxistipp:
Die folgende Formulierung erspart einige Einzelregelungen:

„Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst

(TVöD) und dem Besonderen Teil Verwaltung (oder  Krankenhäuser / Sparkassen / Flughäfen / Entsorgung) und den diesen ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarifverträgen in der für den Bereich der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA) jeweils

geltenden Fassung einschließlich des Tarifvertrages zur Überleitung der Beschäftigten

der kommunalen Arbeitgeber in den TVöD und zur Regelung des Übergangsrechts

(§ 1 Abs. 2 TVÜ-VKA). Außerdem finden die im Bereich des Arbeitgebers jeweils

geltenden sonstigen einschlägigen Tarifverträge Anwendung!“
4.1 Arbeitsort, Beruf und Aufgabengebiet

Nach §2 NachwG muss jeder Arbeitsvertrag den Arbeitsort und "eine kurze Charakterisierung der vom Arbeitnehmer zu leistenden Tätigkeit" beinhalten. Bei tariflichen Angestellten sollte die Tätigkeit so beschrieben werden, dass sie eine möglichst eindeutige Zuordnung zu einer der im Tarifvertrag

definierten Gehaltsgruppen und zum maßgeblichen Tätigkeitsjahr zulässt.

Beispiel:

,,(Arbeitnehmer/in) wird ab (Datum) im (Werk/Abteilung) als (genaue Charakterisierung oder Beschreibung der Tätigkeit) eingestellt. 
Die auszuübende Tätigkeit wird nach den notwendigen Unterrichtungen des Betriebsrates

(soweit vorhanden) gem. § 81 BetrVG durch den Betrieb schriftlich festgelegt und damit Bestandteil des Arbeitsvertrages."

Praxistipp:
Die Angabe des Arbeitsortes ist und bleibt umstritten. Im öffentlichen Dienst wird seitens der Arbeitgeberverbände die Auffassung vertreten, dass auf die Angabe des konkreten Arbeitsortes verzichtet werden sollte um die Einsatzflexibilität der Beschäftigten zu gewährleisten. Im Zweifelsfall gilt dann das Hoheitsgebiet der politischen Gemeinde oder des Landkreises als Arbeitsort. Dies ist wohl kaum den Interessen einer Arbeitnehmerin oder eines Arbeitnehmers zuträglich.
Andererseits hat die Arbeitsgerichtsbarkeit mehrfach entschieden, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kaum darauf vertrauen können, immer an dem im Arbeitsvertrag bestimmten Arbeitsort eingesetzt zu werden. Vielmehr wird seitens der Arbeitsgerichte die Auffassung vertreten, dass mit der Angabe des Arbeitsortes immer nur die erste Anlaufstelle bei der Arbeitsaufnahme (Vertragsabschluss) bezeichnet wird. Beschäftigte können nicht darauf vertrauen, dass sich das im Laufe der Beschäftigung nicht ändert. Vielmehr liege die Bestimmung des Arbeitsortes im s.g. Direktionsrecht des jeweiligen Arbeitgebers.

Formulierungsbeispiel: 

„Dienstort ist ………….. .Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, auch an anderen Orten des politischen Hoheitsgebietes des Arbeitgebers tätig zu werden, wenn dies aus dienstlichen Gründen notwendig wird!“
4.2 Probezeit


Es kann eine Probezeit vereinbart werden, während der - höchstens aber während der ersten sechs Monate (§ 622 Abs. 3 BGB) - das Arbeitsverhältnis von beiden Seiten ohne Begründung mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden kann. Die Vorschriften zum Kündigungsschutz gelten während der ersten 6 Monate nicht. Mit Ablauf der Probezeit wird das Arbeitsverhältnis - sofern keine  Kündigung ausgesprochen und nichts anderes vereinbart wurde - automatisch als unbefristetes Arbeitsverhältnis mit gesetzlicher oder tariflicher Kündigungsfrist fortgesetzt.

Beispiel:

"vereinbart wird eine Probezeit von 6 Monaten. Innerhalb der Probezeit bleibt die Kündigung vorbehalten."

Praxistipp:
 Hinweis auf TVöD § 2 Abs. 4:



Die ersten sechs Monate der Beschäftigung gelten als Probezeit, soweit nicht

eine kürzere Zeit vereinbart ist. Bei Übernahme von Auszubildenden im unmittelbaren

Anschluss an das Ausbildungsverhältnis in ein Arbeitsverhältnis entfällt die

Probezeit.

4.3 Befristung

Die Regelung des § 14 Absatz 2 des Teilzeit- und Befristungsgesetzes erlaubt es, Arbeitsverträge ohne Sachgrund befristet abzuschließen und bis zu dreimal ohne Unterbrechung befristet zu verlängern. Dabei darf die Befristung einschließlich aller Verlängerungen aber nicht länger als zwei

Jahre dauern. Danach muss eine Festanstellung erfolgen - oder das Arbeitsverhältnis ist beendet. Wird es dennoch nur befristet fortgesetzt, so gilt es rechtlich als normales, unbefristetes Arbeitsverhältnis - auch wenn im Vertrag etwas anderes steht. Die sachgrundlose Befristung ist jedoch nur noch möglich, wenn mit demselben Arbeitgeber zuvor weder ein befristetes noch ein unbefristetes Arbeitsverhältnis bestanden hat. Die Höchstdauer von zwei Jahren gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer mindestens 52 Jahre alt ist oder ein sachlicher Grund für eine längere Befristung vorliegt.

Ein solcher Grund ist zum Beispiel gegeben, wenn jemand als Vertretung während einer dreijährigen Elternzeit eingestellt wird. Liegen jeweils sachliche Gründe für die Befristung vor, so können auch mehrere Zeitverträge mit oder ohne Unterbrechungen hintereinander abgeschlossen werden. Dafür gelten die o. g. Beschränkungen (2 Jahre Höchstdauer mit max. 3-maliger Verlängerungsmöglichkeit sowie das Anschlussverbot) nicht. Je länger jedoch derartige Befristungen laufen, desto mehr steigen die Anforderungen der Rechtssprechung an die Darlegung des Arbeitgebers zum sachlichen Grund.

Eine Befristung muss stets schriftlich vereinbart werden. 
Ein zulässig kalendermäßig befristetes Arbeitsverhältnis läuft nach Ablauf der vereinbarten Zeit aus, ohne dass es gekündigt werden muss (§ 15 Abs. 1 TzBfG).

Wird es mit Wissen des Arbeitgebers und ohne dass er unverzüglich widerspricht, dennoch fortgesetzt, so verwandelt es sich gem. § 15 Absatz 5 TzBfG in ein normales, unbefristetes Arbeitsverhältnis.

Praxistipp:

Formulierung:
Der Arbeitsvertrag ist befristet 

a) bis zum „……………“
b) bis zum Erreichen folgenden Zwecks „……………………………………..“,

längstens bis zum „…………………………………………………………“ .

c) gemäß § 21 BErzGG bis zum „…………….“
4.4 Kündigungsfristen

Nach § 622 BGB beträgt die Kündigungsfrist für Arbeitgeber und Arbeitnehmer in der Probezeit zwei Wochen danach vier Wochen zum 15. oder zum Monatsende.

Längere Kündigungsfristen sieht das Gesetz nach zwei Beschäftigungsjahren nur für Kündigungen

durch den Arbeitgeber vor. Sie betragen nach einer Beschäftigungszeit von 

· 2 Jahren: einen Monat

· 5 Jahren: zwei Monate

· 8 Jahren: drei Monate

· 10 Jahren: vier Monate

· 12 Jahren: fünf Monate

· 15 Jahren: sechs Monate

· 20 Jahren: sieben Monate

Längere Kündigungsfristen können vereinbart werden.

Kürzere Kündigungsfristen dürfen per Einzelvertrag nur vereinbart werden in 
· Aushilfsarbeitsverhältnissen

· während der ersten drei Monate und

· in Kleinbetrieben mit höchstens 20 Beschäftigten. 
Werden in anderen Fällen kürzere Kündigungsfristen vereinbart, so gelten sie nur für den Arbeitnehmer; der Arbeitgeber bleibt in jedem Fall an die gesetzlichen Fristen gebunden.

Beispiel:
"Es gelten die gesetzlichen Kündigungsfristen"

bzw. Verweis auf den Tarifvertrag. -

Praxistipp:

Die Kündigungsfristen und -möglichkeiten sind in § 34 TVöD abschließend geregelt. Eine arbeitsvertragliche Vereinbarung von Kündigungsfristen kann deshalb entfallen.
Sie betragen bei einer Beschäftigungszeit

Bis zu einem Jahr
ein Monat zum Monatsschluss

von mehr als einem Jahr 
6 Wochen

von mindestens 5 Jahren
3 Monate

von mindestens 8 Jahren
4 Monate

von mindestens 10 Jahren 
5 Monate

von mindestens 12 Jahren 
6 Monate

zum Schluss eines Kalendervierteljahres
4.5 Arbeitszeit
Die Dauer der Arbeitszeit wird, wie die übrigen Arbeitsbedingungen, grundsätzlich durch den Arbeitsvertrag bestimmt. Fehlt eine ausdrückliche Vereinbarung, werden die Umstände in der Regel ergeben, dass die betriebsübliche Arbeitszeit gilt.

In Bezug auf die Arbeitszeit schränken zahlreiche zwingende gesetzliche Schutzvorschriften (Gewerbeordnung, Jugendarbeitsschutzgesetz, Mutterschutzgesetz) die Vertragsfreiheit erheblich ein, indem gewisse Höchstgrenzen und diverse Verbotstatbestände normieren. Dies gilt vor allem für das Arbeitszeitgesetz.

Nach dem Arbeitszeitgesetz (ArbZG) darf die Arbeitszeit pro Werktag im Höchstfall zehn Stunden betragen. Die Regelungen des Arbeitszeitgesetzes sind zwingende Schutzvorschriften, von denen auch nicht einverständlich abgewichen werden kann.

Im Durchschnitt von sechs Monaten darf die Arbeitszeit acht Stunden nicht überschreiten. Das ergibt bei einer Fünf-Tage-Woche eine maximal zulässige durchschnittliche Wochenarbeitszeit von 40, bei einer Sechs-Tage-Woche von 48 Stunden. Zwischen Arbeitsende und erneutem Arbeitsbeginn müssen mindestens elf Ruhestunden liegen. Die Höchstgrenze gilt auch für die Summe der Beschäftigungszeiten aus mehreren Arbeitsverhältnissen. Wird sie aufgrund eines zweiten oder weiteren Arbeitsverhältnisses überschritten, so ist der Arbeitsvertrag nichtig.

Soweit der nichtige Arbeitsvertrag allerdings durchgeführt worden ist, gelten die Grundsätze über das faktische Arbeitsverhältnis, so dass die vereinbarte Vergütung zu entrichten ist.

In Hinblick auf die Nichtigkeit darf der Arbeitgeber nach dem Vorliegen weiterer Arbeitsverhältnisse fragen, um die Einhaltung des ArbZG  sicherstellen zu können.

Die gesetzliche Höchstarbeitszeit gilt auch für AT-Angestellte. Lediglich Leitende Angestellte dürfen laut Gesetz mehr arbeiten. 
Bei einer Arbeitszeit von sechs bis neun Stunden muss der Arbeitgeber im Voraus festgelegte (unbezahlte) Ruhepausen von mindestens 30 Minuten, bei mehr als 9 Stunden von insgesamt 45 Minuten gewähren (§ 4 Arbeitszeitgesetz). Länger als sechs Stunden darf niemand ohne Ruhepause

beschäftigt werden.


Praxistipp:
Soll eine von der tarifvertraglichen Arbeitszeit abweichende Arbeitszeit vereinbart werden, kann sowohl eine zeitlich (xx,xx Std./Woche) als auch anteilig (Hälfte/ xx% der regelm. wöchentl. AZ) festgelegte Arbeitszeit gewählt werden. Dies bietet sich insbesondere dann an, wenn die vereinbarte Stundenzahl auch bei einer allgemeinen tariflichen Änderung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit u n v e r ä n d e r t bleiben soll.

Formulierung im Arbeitsvertrag:

a) als Vollbeschäftigte/r

b) als Teilzeitbeschäftigte/r 

    mit der Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen

    Arbeitszeit einer/eines entsprechenden Vollbeschäftigten 3

c) mit .................................... der durchschnittlichen regelmäßigen

    wöchentlichen Arbeitszeit einer/eines entsprechenden Vollbeschäftigten

d) mit einer durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit

    von ..... Stunden.

Die/der Beschäftigte ist im Rahmen begründeter betrieblicher/dienstlicher

Notwendigkeiten zur Leistung von Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft,

Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet.

4.6 Vergütung von Mehrarbeit

Im Arbeitszeitgesetz gibt es nur die 10-Stunden-Grenze pro Werktag und keine Zuschlagsregelung für Mehrarbeit.

Hierbei muss für die zwei Stunden Mehrarbeit binnen sechs Monaten ein Zeitausgleich erfolgen.

Beispiel:

In Verträgen außerhalb der Tarifgeltung sind oft Formulierungen wie "Notwendige (vorübergehende, geringfügige) Mehrarbeit ist nicht besonders zu vergüten" enthalten.

Praxistipp:  
Der TVöD trifft zur Vergütung von Mehrarbeit keine Regelungen. Es wird deshalb 

empfohlen, auch arbeitsvertraglich keine Regelung zu treffen. Insbesondere durch den hohen Anteil an Teilzeitbeschäftigten im öffentlichen Dienst und aufgrund der weit verbreiteten flexiblen Arbeitszeitregelungen könnte dies ansonsten zu erheblichen Ausweitungen der Personalkosten führen.
4.7 Arbeiten zu ungünstigen Zeiten

Für Nachtarbeit zwischen 23 und 6 Uhr ist eine angemessene zusätzliche Freistellung zu gewähren oder ein Zuschlag zu bezahlen (§ 6 Abs. 5 ArbZG).

Als angemessen gelten 30 Prozent; d. h. jede Nachtarbeitsstunde ist mit mindestens 78 Minuten Freistellung auszugleichen, wenn sie Mehrarbeit ist, oder mit mindestens 130 Prozent zu bezahlen.

Zuschläge für Arbeit zu anderen ungewöhnlichen Zeiten schreibt das Gesetz nicht vor.

Wer am Sonntag arbeiten muss, muss dafür innerhalb von zwei Wochen einen Ersatzruhetag bekommen; Arbeit an Feiertagen ist innerhalb von acht Wochen durch einen Ersatzruhetag

Auszugleichen (§ 11 ArbZG). Arbeit am Samstag wird durch das Arbeitszeitgesetz nicht gesondert geregelt.

Praxistipp:
Der TVöD regelt in § 7 und 8 die s.g. Sonderformen der Arbeit und deren jeweiligen 

Ausgleich abschließend. Eine arbeitsvertragliche Vereinbarung zum Ausgleich von Arbeit zu ungünstigen Zeiten kann daher entfallen.
4.8 Teilzeitarbeit

Seitdem 1.1.2002 gibt es gem. § 8TzBfG einen Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit, wenn

· beim Arbeitgeber mehr als 15 Arbeitnehmer (ohne Auszubildende) beschäftigt sind,

· das Arbeitsverhältnis länger als sechs Monate besteht, 

· der Antrag auf Verringerung mindestens drei Monate vor dem geplanten Beginn mit Darstellung des Verteilungswunsches hinsichtlich der Arbeitszeit gestellt wird,

· der Arbeitgeber sich nach Scheitern einer einvernehmlichen Regelung nicht spätestens einen Monat vor dem beantragten Teilzeitbeginn schriftlich auf berechtigte betriebliche Gründe beruft, die dem Wunsch nach Verringerung und/oder der Verteilung der Arbeitszeit entgegenstehen.
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Teilzeitbeschäftigte dürfen gegenüber Vollzeitbeschäftigten nicht benachteiligt werden. Nach § 14 Abs. 1 TzBfG haben sie Anspruch auf alle betrieblichen Leistungen, die Vollzeitbeschäftigten

zustehen - anteilig nach ihrer Arbeitszeit. Wo Samstags-, Feiertags- oder Nachtzuschläge vereinbart

sind, stehen sie also auch den Teilzeitbeschäftigten zu. Unter bestimmten Voraussetzungen gibt es seit dem 1.1.2002 bei Inanspruchnahme von Elternzeit gem. § 15 Abs. 7 BErzGG auch ein Recht auf Verringerung der Arbeitszeit zwischen 15 und 30 Stunden/Woche für je mindestens drei Monate.

Neu ist, dass dies von beiden Elternteilen allein oder gemeinsam verlangt werden kann.

Praxistipp: 

Befristete Arbeitsverhältnisse sind nach § 30 Abs. 1 TVöD nach Maßgabe des Teilzeit- und

Befristungsgesetzes sowie anderer gesetzlicher Vorschriften über die Befristung von Arbeitsverträgen

zulässig. Für Beschäftigte, auf die die Regelungen des Tarifgebiets West Anwendung

finden und deren Tätigkeit vor dem 1. Januar 2005 der Rentenversicherung der Angestellten

unterlegen hätte, gelten folgende in § 30 Abs. 2 bis 4 TVöD geregelte Besonderheiten;

 „(2) Kalendermäßig befristete Arbeitsverträge mit sachlichem Grund sind nur zulässig,

wenn die Dauer des einzelnen Vertrages fünf Jahre nicht übersteigt;

weitergehende Regelungen im Sinne von § 23 TzBfG bleiben unberührt.

Beschäftigte mit einem Arbeitsvertrag nach Satz 1 sind bei der Besetzung von

Dauerarbeitsplätzen bevorzugt zu berücksichtigen, wenn die sachlichen und

persönlichen Voraussetzungen erfüllt sind.

(3) Ein befristeter Arbeitsvertrag ohne sachlichen Grund soll in der Regel zwölf

Monate nicht unterschreiten; die Vertragsdauer muss mindestens sechs Monate

betragen. Vor Ablauf des Arbeitsvertrages hat der Arbeitgeber zu prüfen, ob

eine unbefristete oder befristete Weiterbeschäftigung möglich ist.

(4) Bei befristeten Arbeitsverträgen ohne sachlichen Grund gelten die ersten

sechs Wochen und bei befristeten Arbeitsverträgen mit sachlichem Grund die

ersten sechs Monate als Probezeit. Innerhalb der Probezeit kann der Arbeitsvertrag

mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss gekündigt werden.“
Zur Formulierung im Arbeitsvertrag siehe auch 4.3.
4.9 Übertarifliche Zulagen

Übertarifliche Zahlungen sind, wie der Name sagt, die über den Tarifvertrag (soweit vorhanden) hinausgehen. Sie sind also nie in Tarifverträgen geregelt. In der Metallindustrie und in Handwerksbereich ist z.B. die Sonderzahlung – Weihnachtsgeld – in Höhe von 20 – 55% eines Monatsverdienstes je nach Beschäftigungsdauer tariflich vereinbart.
Dabei sollte bei freiwilligen Sonderzahlungen darauf geachtet werden, in die Vertragsklausel eine Widerrufsmöglichkeit zu formulieren, da sonst aus einer betrieblichen Übung ein vertraglicher Anspruch der Arbeitnehmer werden kann.

Beispiel: Etwaige Zahlungen von Zulagen, Gratifikationen, Prämien oder sonstigen Sondervergütungen erfolgen freiwillig und werden nur unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs gewährt. Auch eine mehrmalige Gewährung begründet weder dem Grunde noch der Höhe nach einen Rechtsanspruch hierauf.

Praxistipp:
Außer- oder übertarifliche Zulagen werden aufgrund der üblichen Tarifbindung der öffentlichen Arbeitgeber grundsätzlich nicht arbeitsvertraglich vereinbart.
4.10 Vergütung
Wie hoch die Vergütung ausfällt, überlässt das Gesetz der Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer bzw. den Tarifpartnern.  Einen gesetzlichen Mindestlohn wie in Frankreich oder in den USA gibt es in Deutschland (noch) nicht. Häufig richtet sich die Vergütung nicht nach der individuellen Absprache, sondern nach den Bestimmungen der Vergütungstarifverträge.

Lässt sich die Höhe der Vergütung weder aus dem Arbeitsvertrag noch aus einem Tarifvertrag entnehmen, so kann der Arbeitnehmer gemäß § 612 Abs. 2 BGB die übliche Vergütung verlangen. Üblich ist die in dem gleichen oder in einem ähnlichen Gewerbe an dem betreffenden Ort, für

die entsprechende Arbeit normalerweise gezahlte Vergütung. Anhaltspunkte dafür können auch Tarifverträge sein, die auf entsprechende andere Arbeitsverhältnisse anzuwenden sind. Grundsätzlich ist für einen Teilzeitarbeitnehmer die verhältnismäßig gleiche Vergütung wie für vergleichbare

Vollzeitarbeitnehmer zu zahlen.


Praxistipp:
Die Vergütung bzw. das Entgelt im öffentlichen Dienst ist tarifvertraglich abschließend 

geregelt und leitet sich von der jeweiligen Eingruppierung in eine der auszuübenden Tätigkeit entsprechende Entgeltgruppe ab.


Formulierung:

„Die/Der Beschäftigte ist in der Entgeltgruppe ....... eingruppiert (§ 15 TVöD/ 17 TVÜ-VKA)!“

Soll eine abweichende Regelung zum Entgelt getroffen werden, ist der Text durch die abweichende Regelung zu ersetzen (z. B.: Die/der Beschäftigte erhält ein Entgelt in Höhe von ............................... Euro monatlich.). Dann bedarf aber auch eine Änderung des Lohntarifvertrages einer jeweiligen arbeitsvertraglichen Anpassung.

4.11 Versetzungen

Eine wesentliche Änderung der Tätigkeit oder des Arbeitsplatzes kann vom Arbeitgeber nicht einseitig verfügt, sondern - wie alle Änderungen wesentlicher Vertragsbedingungen - nur einvernehmlich oder mit einer Änderungskündigung verwirklicht werden.

Maßgebend ist hierbei die Festlegung im Arbeitsvertrag. Bei einer Versetzung bzw. Änderungskündigung hat der Betriebsrat/Personalrat - soweit vorhanden - ein Mitbestimmungsrecht. Zu beachten ist weiterhin, dass die Änderung dem Arbeitnehmer nach § 3 NachwG spätestens nach einem Monat schriftlich dokumentiert werden muss. .

Zum Tragen kommen all diese Bestimmungen freilich nur, wenn eine Versetzung tatsächlich eine Änderung des Arbeitsvertrages bedeutet.

Ob das der Fall ist, hängt wesentlich davon ab, wie genau Arbeitsplatz und Tätigkeit im Vertrag beschrieben sind.

Beispiel:

"Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, auch andere zumutbare und gleichwertige Arbeiten, die seinen Kenntnissen und Fähigkeiten entsprechen, auch an einem anderen Arbeitsort, auszuführen."

Praxistipp:
In § 4 TVöD ist die Versetzung, Abordnung, Zuweisung und Personalgestellung von 
Beschäftigten eingehend erläutert und geregelt. Eine arbeitsvertragliche Regelung kann deshalb entfallen.
4.12 Reisekosten und Spesen

Der Arbeitgeber muss dem Arbeitnehmer die Kosten, die ihm nachweislich für seine berufliche Tätigkeit entstehen, erstatten (§670 BGB). Dabei kann er zwar Vorgaben über den Standard

der Aufwendungen machen, z. B. Übernachtungen auf 80 € pro Nacht beschränken. Die Durchführung der Reise muss dem Arbeitnehmer ohne eigene Kosten möglich und zumutbar

bleiben. Höhere unvermeidbare Aufwendungen muss der Arbeitgeber erstatten.

Beispiel:

"Die Erstattung von Reisekosten und Spesen erfolgt nach den Richtlinien der Firma." '
In solchen Richtlinien sind Vorgaben zulässig, z. B. die Beschränkung der Fahrtkosten auf die Bundesbahn 2. Klasse; nach den Vorgaben der Lohnsteuerrichtlinien pauschaliert werden

können die Kosten für die Benutzung des privaten Pkws (0,30€ je Kilometer) und der Verpflegungsmehraufwand (derzeit im Inland: 6 € ab 8 Stunden, 12 € ab 14 Stunden, 24 € bei 24

Stunden Abwesenheit); die so genannte Haushaltsersparnis kann nach den steuerrechtlichen Vorgaben abgezogen werden (z. B. Kürzung der Verpflegungspauschale, wenn das

Frühstück im Hotelpreis inbegriffen ist) .


Praxistipp: 
Die Erstattung von Fahrt- und Reisekosten erfolgt im öffentlichen Dienst nach den dafür geltenden (z.T. umfangreichen) einschlägigen Vorschriften (z.B. Hess. Reisekostengesetz). Eine individuelle, arbeitsvertragliche Regelung ist deshalb nicht notwendig.
4.13 Reisezeiten

Reisezeiten, die ein Arbeitnehmer über die regelmäßige Arbeitszeit hinaus im Interesse des Arbeitgebers aufwendet, hat der Arbeitgeber als Arbeitszeit zu vergüten, wenn das vereinbart

oder eine Vergütung "den Umständen nach" zu erwarten ist.

Einen Rechtssatz, dass solche Reisezeiten stets oder regelmäßig zu vergüten sind, gibt es nicht. Wo es weder eine tarif- noch eine arbeitsvertragliche Regelung gibt, kommt es auf die Umstände des Einzelfalles an. Bei Angestellten, die auf Grund ihres Aufgabengebietes - z. B. im Außendienst -

ständig unterwegs sind, werden für die Reisezeit häufig besondere Regelungen im Arbeitsvertrag getroffen, z. B. in Form einer Monatspauschale.

Praxistipp:
Nach § 44 (2) des TVöD – Besonderer Teil Verwaltung gilt bei Dienstreisen nur die Zeit der dienstlichen Inanspruchnahme am auswärtigen Geschäftsort als Arbeitszeit. Für jeden Tag einschließlich der Reisetag wird jedoch mindestens die auf ihn entfallende regelmäßige durchschnittliche oder dienstplanmäßige Arbeitszeit berücksichtigt, wenn diese bei Nichtberücksichtigung der Reisezeit nicht erreicht würde.


Diese Tarifvorschrift findet in der Praxis kaum Anwendung. Dennoch haben die Tarifvertragsparteien diese schon im früheren Bundesangestelltentarifvertrag verankerte Regelung auch in den TVöD übernommen. 


Unabhängig von der Einstufung der Praktikabilität der Vorgaben, ist es deshalb nicht notwendig, im öffentlichen Dienst einzelvertragliche / arbeitsvertragliche Regelungen zu treffen. 
4.14 Urlaub, Urlaubsgeld

Nach dem Bundesurlaubsgesetz (BUrIG) hat jeder Arbeitnehmer Anspruch auf mindestens 24 Werktage bezahlten Urlaub pro Jahr. Das entspricht vier Wochen oder - bei einer

Fünf-Tage-Woche- 20 Arbeitstagen. Während des Urlaubs muss nach §11 BUrlG das durchschnittliche Gehalt des letzten Vierteljahres (ohne Überstundenvergütungen) weiterbezahlt

werden. 
Wird ein Urlaubsgeld gezahlt, steht es dem teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer anteilig zu.

Praxistipp: 
Der TVöD trifft hierzu abschließende Regelungen. Deshalb sind keine arbeitsvertraglichen Vereinbarungen notwendig.
4.15 Krankheit

Nach dem Entgeltfortzahlungsgesetz muss der Arbeitgeber in den ersten sechs Wochen einer Krankheit oder einer ärztlich verordneten Kur das Gehalt in voller Höhe (Überstundenvergütungen

nur, wenn Mehrarbeit regelmäßig anfällt, ohne Zuschläge) weiterbezahlen. Eine Anrechnung von

Kurtagen auf den Urlaub ist ausdrücklich verboten; die gesetzliche Begrenzung der  Entgeltfortzahlung auf 80 Prozent wurde per 1. 1.1999 wieder rückgängig gemacht.

Ab der siebten Krankheitswoche tritt an die Stelle der Entgeltfortzahlung durch den Arbeitgeber das Krankengeld der Krankenkasse. Es beträgt 70 Prozent des letzten Monatsgehalts (auf Kalendertageumgerechnet), höchstens aber 90 Prozent des Nettogehaltes, und wird bis zu 78 Wochen lang bezahlt. Die Pflicht zur Entgeltfortzahlung gilt erst ab der fünften Beschäftigungswoche.

Wer in den ersten vier Wochen eines Arbeitsverhältnisses krank wird, bekommt also während dieser Zeit nur Krankengeld. Nach Ablauf der 4-Wochen-Frist setzt die Entgeltfortzahlung ein, auch für schon vorher begonnene Krankheiten.

Praxistipp:
Die Vorgaben des Entgeltfortzahlungsgesetzes und der in § 22 TVöD für den öffentlichen Dienst vorgenommenen Ergänzungen, ist eine arbeitsvertragliche Vereinbarung nicht erforderlich.
4.16 Betriebliche Zusatzversorgung

Es gibt keine gesetzliche Verpflichtung zur Gewährung einer Zusatzversorgung für Alter, Invalidität oder Hinterbliebene. Ob eine solche angeboten wird, liegt im Ermessen des Arbeitgebers.

Nach dem Betriebsrentengesetz kann eine betriebliche Zusatzaltersversorgung erfolgen über

· eine Pensionskasse,

· einen Pensionsfonds,

· eine normale Lebensversicherung (" Direktversicherung"),

· eine (meist betriebliche) Unterstützungskasse oder

· durch eine "Direktzusage" des Unternehmens.

Hat der Arbeitgeber eine Versorgungszusage gemacht, so bestimmt das Gesetz unter bestimmten Voraussetzungen, dass diese auch bei vorzeitiger Beendigung des Arbeitsverhältnisses erhalten bleibt – allerdings erst, wenn der Anspruch nach fünf Jahren Versorgungszusage und einem Lebensalter von mindestens 30 Jahren "unverfallbar" geworden ist. Für Versorgungszusagen, die vor

dem 1.1.2001 gemacht worden sind, gilt nach § 30f Betriebsrentengesetz (BetrAVG) eine Übergangsregelung.


Praxistipp:
Die arbeitsvertragliche Vereinbarung einer persönlichen oder auch betrieblichen Zusatzversorgung ist aufgrund der gesetzlichen und tarifvertraglichen Vorgaben (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV / ATV - K) nicht erforderlich. Hierauf weist § 25 TVöD ausdrücklich hin. 
Die Möglichkeiten, die das Vermögensbildungsgesetz bietet, haben in § 22 TVöD Berücksichtigung gefunden.
4.17 Nebentätigkeiten

Nicht durch Gesetz, aber durch zahllose Urteile ist geklärt, dass Arbeitgeber ihren Angestellten Nebentätigkeiten verbieten können, wenn diese 

· Konkurrenztätigkeiten darstellen oder

· die vertraglich geschuldete Tätigkeit

beeinträchtigen.

Letzteres ist zum Beispiel der Fall, wenn ein Techniker nebenbei nachts Taxi fährt und deshalb morgens regelmäßig unausgeschlafen zur Arbeit kommt.

Um das zu prüfen, kann der Arbeitgeber Nebentätigkeiten von seiner Zustimmung abhängig machen, und zwar auch für Teilzeitbeschäftigte. Ein willkürliches Verbot von Nebentätigkeiten ist jedoch untersagt. Berühren Nebentätigkeiten kein schutzwürdiges Interesse des Arbeitgebers, so haben Angestellte einen Rechtsanspruch auf Genehmigung. Als Nebentätigkeit gilt jede "geschäftsmäßige"

Tätigkeit, die üblicherweise (aber nicht unbedingt im konkreten Fall) gegen Entgelt ausgeübt wird. Eine unerlaubte Nebentätigkeit kann – je nach Art und Umfang - sogar eine fristlose Kündigung nach sich ziehen.

Eine ehrenamtliche Tätigkeit für eine Gewerkschaft, in der Politik, in den Selbstverwaltungsorganen der Sozialversicherung oder an Arbeits- und Sozialgerichten gilt nicht als Nebentätigkeit.

Beispiel:

"Jede Nebentätigkeit ist untersagt und bedarf zu ihrer Ausübung der Zustimmung der Firma."
Praxistipp:
Nachdem das frühere Tarifrecht (BAT) immer auf die für die Beamtinnen und Beamten geltenden einschlägigen Vorschriften (Nebentätigkeitsverordnung) verwies, hat der TVöD eine eindeutige Entkopplung von den öffentlich rechtlichen Beschäftigungen vorgenommen und eigene Reglungen getroffen. Nach § 3 (3) TVöD haben Beschäftigte ihrem Arbeitgeber Nebentätigkeiten gegen Entgelt rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. Der Arbeitgeber kann die Nebentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet ist, die Erfüllung der arbeitsvertraglichen Pflichten der Beschäftigten oder berechtigte Interessen des Arbeitgebers zu beeinträchtigen.

Einer diesbezüglichen arbeitsvertraglichen Regelung bedarf es nicht.

4.18 Erfindungen und Verbesserungsvorschläge


Nach dem Arbeitnehmererfindergesetz stehen Arbeitsergebnisse dem Arbeitgeber zur Verwertung zu. Allerdings gehen Erfindungen von Arbeitnehmern, die eine eigene schöpferische Leistung beinhalten und deshalb patent- oder gebrauchsmusterschutzfähig sind, nicht automatisch in das Eigentum der Firma über. Sie darf solche Erfindungen nur gegen eine Vergütung nutzen, deren Höhe in den "Vergütungsrichtlinien für Arbeitnehmererfindungen" des Bundesarbeitsministeriums festgelegt ist. 
Erklärt der Arbeitgeber, dass er die Erfindung nicht nutzen will, darf der Erfinder sie frei vermarkten.

Andererseits müssen Arbeitnehmer auch Erfindungen, die sie außerhalb der Arbeitszeit machen, zunächst dem Arbeitgeber gegen Vergütung zur Nutzung anbieten, es sei denn, die Erfindung ist offensichtlich für den Betrieb nicht verwertbar. 
Dagegen stehen die Nutzungsrechte an dienstlich geschaffenen urheberrechtlich geschützten Werken nach dem Urheberrechtsgesetz ohne weitere Vergütung dem Arbeitgeber zu. Nach § 69 b Urheberrechtsgesetz (UrhG) gilt das ausdrücklich auch für Computerprogramme.

Bei betrieblichen Verbesserungsvorschlägen besteht keine gesetzliche Regelung. Wird ein Verbesserungsvorschlag im Rahmen der vertraglich umschriebenen Aufgabenstellurig entwickelt,

gehört die wirtschaftliche Verwertungsbefugnis dem Arbeitgeber. Für die erfahrungsbegründeten und

anregungsbezogenen Entwicklungen bedarf es zusätzlicher Regelungen durch eine Betriebsvereinbarung oder Regelungen im Einzelvertrag, um eine rechtliche Zuordnung zum Arbeitgeber herbeizuführen.

Im Allgemeinen sind betriebliche Verbesserungsvorschläge, die nicht im Rahmen der vertraglichen Aufgabenstellung entwickelt wurden, als Sonderleistung zu qualifizieren. Dabei ist eine Verbesserungsvorschlagsprämie zu zahlen, deren Höhe sich als Prozentsatz vom Jahresnettonutzen

bemisst.

Beispiel:

"Sämtliche Ergebnisse und Erkenntnisse aus der dienstlichen Tätigkeit gehen in das ausschließliche Eigentum der Firma über."


Praxistipp:
Zwar gibt es in vielen Bereichen des öffentlichen Dienstes auch ein „Vorschlagswesen“, dass zum Teil auch mit mehr oder weniger bescheidenen Mitteln honoriert wird, einer arbeitsvertragliche Regelung, dass Ergebnisse und Erkenntnisse aus der dienstlichen Tätigkeit Dritten nicht bekannt gegeben werden dürfen, bedarf dies allerdings nicht. 

Dafür sorgt § 3 (1) TVöD, wonach  die Beschäftigten über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.
4.19 Wettbewerbsverbot

Will der Arbeitgeber verhindern, dass ein hoch qualifizierter Angestellter nach Ende des Arbeitsverhältnisses auf seinem bisherigen Arbeitsgebiet als Konkurrent tätig wird, so kann ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot vereinbart werden, Erlaubt ist das nach §§ 74 ff. HGB jedoch nur für maximal' zwei Jahre, wenn es sich wirklich um eine Konkurrenztätigkeit handelt- sei es

selbstständig oder bei einem anderen Unternehmen – und wenn der Arbeitgeber während der

Karenzzeit als Entschädigung mindestens die Hälfte des alten Entgelts bezahlt.

Ein Wettbewerbsverbot ist nur gültig, wenn es zum Schutz der berechtigten, geschäftlichen Interessen des Unternehmens dient. Ein einmal vereinbartes Wettbewerbsverbot kann nicht ohne weiteres gekündigt werden.

Will der Arbeitgeber nicht zahlen, so muss er vor der Beendigung des Arbeitsverhältnisses den Verzicht auf das Wettbewerbsverbot erklären, der dann erst nach Ablauf eines Jahres wirksam wird. So lange muss er zahlen (HGB).

Beispiel:

Wettbewerbsverbote sind üblich für Handelsvertreter und "Geheimnisträger",

z. B. im EDV-Bereich oder in Forschung und Entwicklung. Aus Kostengründen findet sich in manchen Arbeitsverträgen nur die Formulierung ,,(Arbeitnehmer/in) ist bereit, mit der Firma ein Wettbewerbsverbot abzuschließen".

Praxistipp:
Wettbewerbsverbote spielen im öffentlichen Dienst keine Rolle. Arbeitsvertragliche Regelungen sind nicht erforderlich.
4.20 Geheimhaltungs- und Schweigepflicht

Dass Betriebsinterna nicht der Konkurrenz mitgeteilt werden dürfen, ergibt sich schon aus der allgemeinen Treuepflicht des Arbeitnehmers.

Beispiel:

,,(Arbeitnehmer/in)verpflichtet sich, über alle erlangten betrieblichen und geschäftlichen Kenntnisse und Erfahrungen Stillschweigen zu bewahren" sowie "sämtliche schriftlichen Unterlagen, Abbildungen, Muster usw. keinem Dritten zugänglich zu machen und sie auf Verlangen dem jeweiligen Fachvorgesetzten zurückzugeben."
Die Schweigepflicht bezieht sich z. B.auf Kundenlisten, Absatzplanung und Kalkulation, Fertigungsverfahren, Maschinen, Konstruktionszeichnungen und gilt auch gegenüber anderen

Beschäftigten des Unternehmens (sofern sie mit der Sache nicht dienstlich befasst sind).

Soll eine Geheimhaltungspflicht nach Ende eines Arbeitsverhältnisses weiterwirken, so müssen die geheim zu haltenden Sachverhalte konkret benannt werden, z. B. in einem Aufhebungsvertrag.


Praxistipp:
Eine arbeitsvertragliche Regelung zur Geheimhaltungs- und Schweigepflicht ist nicht notwendig. 

Dafür sorgt § 3 (1) TVöD, wonach  die Beschäftigten über Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch gesetzliche Vorschriften vorgesehen oder vom Arbeitgeber angeordnet ist, Verschwiegenheit zu wahren; dies gilt auch über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses hinaus.
4.21 Vertragsstrafe 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch kann in jedem Vertrag eine Vertragsstrafe für den Fall vereinbart werden, dass eine Seite ihrer Verpflichtung nicht nachkommt. Diese Strafe darf allerdings nicht unverhältnismäßig hoch sein. In der Praxis werden solche Strafen vor allem für den Fall vereinbart,

dass Arbeitnehmer ohne Kündigung gar nicht oder nicht mehr zur Arbeit erscheinen oder Anlass zu

einer fristlosen Kündigung geben.
Nach dem endgültigen Inkrafttreten der Schuldrechtsreform ab 1.1.2003 - auch für Altverträge - wird allerdings in Rechtsprechung und Literatur kontrovers beurteilt, ob solche Vertragsstrafen im Hinblick auf § 309 Nr. 6 BGB noch wirksam sind, wenn sie in vom Arbeitgeber vorformulierten Vertragstexten stehen.

Beispiel: .

"Für den Fall, dass der Arbeitnehmer unter Bruch des Vertrages das Anstellungsverhältnis einseitig beendet oder es gar nicht antritt oder durch schuldhaftes vertragswidriges Verhalten den Arbeitgeber zur fristlosen Kündigung veranlasst, verpflichtet er sich, an den Arbeitgeber als Vertragsstrafe einen Betrag zu zahlen, der den Bruttobezügen entspricht, auf die der Arbeitnehmer bei Fortsetzung bzw. rechtzeitigem Antritt des Arbeitsverhältnisses für einen Monat Anspruch gehabt hätte. Unabhängig davon kann der Arbeitgeber den tatsächlich entstandenen Schaden geltend machen."

Praxistipp:
Im öffentlichen Dienst sind Vertragsstrafen und diesbezügliche Vereinbarungen nicht 

üblich.
Aus dem mit dem Arbeitsvertrag begründeten Arbeitsverhältnis ergeben sich gegenseitige Rechte und Pflichten. Diesbezüglich wird auf den gesonderten Merktext verwiesen.
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